
Am 22.06.2026 fand in Neuwied-Engers eine Veranstaltung der KAB Basisgruppe 
Engers-Mülhofen und des Bildungswerkes der  KAB DV Trier   mit   Prof. Dr. Franz 
Segbers,  Sozialethiker,  ab 19 h  in der Kapelle des Heinrich-Hauses zum Themen- 
komplex:   „Auf den Schrei der Mutter Erde und der Armen hören. Reichtum besteu- 
ern  -  Armut bekämpfen“   statt. 
Trotz der extremen Hitze fanden sich 18 Interessierte zum Vortrag und zur Diskussion 
'über die Verantwortung der Reichen und Überreichen angesichts wachsender sozialer 
Ungleichheit  und  ökologischer  Zerstörung  in der Welt sowie in Deutschland'  ein. 
Prof. Dr. Segbers stellte mit großer Fach- und Sachkenntnis sehr engagiert eine öko- 
logisch und sozial gerechte Steuerpolitik vor, welche die Reichen und Überreichen im 
Kampf  gegen  den Klimawandel und dessen Folgen, aber auch gegen die verbreitete 
Armut in die Pflicht nehmen soll. Prof. Segbers trug   e i n l e i t e n d   vor: Das 
reichste eine Prozent der Weltbevölkerung besitzt annähernd die Hälfte des 
weltweiten Vermögens; die ärmere Hälfte jedoch nur 0,75 Prozent. Gleichzeitig 
verursacht dieses reichste Prozent so viel Treibhausgase wie die fünf Milliarden 
Menschen, die zu den ärmeren zwei Dritteln der Weltbevölkerung gehören. Ähnlich 
in Deutschland: Während die ärmere Hälfte nur etwa  5  Tonnen  CO 2  pro  Kopf 
emittiert, sind es bei  dem  reichsten Prozent mehr als  83  Tonnen!

Sodann verwies Prof. Segbers auf verschiedene offizielle -eindeutige- Informationen: 
A) Zu   V e r m ö g e n   /   E i n k o m m e n   /   S t e u e r n     -
TAGESSPIEGEL vom 27. Mai 2026: „Superreiche werden reicher. 5000 Deutsche 
besitzen mehr als ein Viertel aller Finanzvermögen.“  Die Gewerkschaft  ver.di  ver- 
öffentlicht: „In Deutschland leben  700.000  Multimillionäre.  Sie halten zusammen 
mit den rund  5.000  Superreichen über die Hälfte (52,8 Prozent) des  Finanzvermö- 
gens.“  'statista': „1 Prozent der Bevölkerung besitzen mehr als die Hälfte des Finanz-
vermögens in Deutschland.  (Finanzvermögen  =  Geldmittel, Investitionen und 
Ansprüche.)  Dieses  1  Prozent besitzt  knapp  30  Prozent des gesamten Vermögens 
(Anm.: ' gesamtes '  Vermögen -  also  einschließlich  Immobilien, Autos, Yachten 
etc.)  Auf die ärmsten  50  Prozent in Deutschland (= 42. Mio.) entfallen  3,4  Prozent 
des Gesamtvermögens.“  Oxfam, Januar 2026: „Anzahl der Milliardäre. Deutschland 
mit  172  Personen auf Platz vier weltweit. Ihr Vermögen ist 2025 inflationsbereinigt 
um 30 Prozent auf  840,2  Milliarden  US-Dollar gewachsen. Ein deutscher Milliardär 
verdient in weniger als anderthalb Stunden das  durchschnittliche  Jahreseinkommen 
in Deutschland.“
Das 'Netzwerk Steuergerechtigkeit' und die Bürgerbewegung 'Finanzwende' erklären:
„ 80  Mrd. Euro  entgehen uns jedes Jahr durch  Steuerprivilegien. “ Hier sind zu 
nennen:
1991:  Abschaffung der Börsenumsatzsteuer
1997:  Aussetzung der Vermögenssteuer
1998 / 2001 / 2009:  Senkung der Unternehmenssteuern
Ab 1999:  Senkung des Spitzensteuersatzes bei der Einkommensteuer von 53 Prozent 
auf 42 Prozent
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2008:  Einführung einer  pauschalen  und  einkommensunabhängigen  Steuer auf 
Kapitalerträge
1992 / 2008 / 2016:  großzügige Befreiungen für große Unternehmensvermögen bei 
der Erbschaftssteuer . 

'Finanzwende' (= taz  vom 4.6.2026/Anne Brorhilker) zeigt auf, dass   n e b e n   den 
Steuerprivilegien im Rahmen der  g e g e n w ä r t i g  geltenden Besteuerungsgesetz- 
gebung in Deutschland dem Gemeinwesen jährlich circa  100  Milliarden Euro  durch
Steuerhinterziehung und weitere circa  100  Milliarden  Euro  durch   Geldwäsche 
verloren gehen. Der ehemalige Finanzminister von Nordrhein-Westfalen,  Norbert 
Walter-Borjans,  kam schon 2018 (!) in seinem Buch „Steuern - Der große Bluff“  zu 
ähnlichen Einschätzungen/Ergebnissen. Die derzeitigen Debatten um die öffentlichen
Haushalte und die angeblich notwendigen Reformen verliefen sicherlich ganz anders,
s t ü n d e  dieses Geld zur Verfügung. Trotzdem  behandelt der Staat  Wirtschaftskri- 
minalität / Steuerhinterziehung  erstaunlich nachlässig! Warum? (Von einer potenziel-
len  künftigen   g e r e c h t e r e n   gesetzlichen  Besteuerungsgestaltung ist hier also 
noch gar keine Rede.)
Im Übrigen gilt: „Die Steuerquote - Anteil der Steuereinnahmen am Sozialprodukt - 
ist mit  23,1 %  niedriger als zu Beginn des Jahrtausends. Die Steuerbelastung der 
reichsten  20 %  ist dank steuerpolitischer Reichtumspflege seit Anfang des Jahrtau- 
sends gesunken. Am stärksten fiel die Steuerlast der Superreichen. (...) Während 
zwischen 1998 und 2015 die reichsten  30 %  steuerlich entlastet wurden, wurden die 
unteren  70 %  stärker belastet. (Dierk Hirschel, Chefvolkswirt  bei  ver.di,  in  
Sozialismus.de   Heft  6-2026, S. 32 und 35)

B) Zu   A r m u t  /  S o z i a l a b b a u  /  S o z i a l s t a a t     -
Prof. Segbers vertritt glasklar die folgenden Positionen:
1.
Armut und Reichtum sind nicht die beiden Enden einer Verteilungsskala. Armut
entsteht durch Reichtum.
2.
Wer deshalb Armut bekämpfen will, der muss den Reichtum unserer Gesellschaft
heranziehen.
3.
Wer über Armut spricht, darf über Reichtum nicht schweigen.
4.
Armut ist falsch verteilter Reichtum.
5.
Beim Vermögen handelt es sich nicht um eine Sache, von der einige mehr und andere
weniger oder gar nichts haben, sondern um eine  Lizenz  zur  Aneignung  der  Früchte
f r e m d e r   Arbeit.
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Der Sozialstaat / das  Soziale  überhaupt wird  zunehmend  in eine  negative  Position
gedrängt. Z.B.  Bundeskanzler  Merz  äußert: „Der Sozialstaat, wie wir ihn heute 
haben, ist mit dem, was wir volkswirtschaftlich leisten, nicht mehr finanzierbar.“ Nur 
sogenannte Strukturreformen - sprich Sozialabbau - könnten der Wirtschaft wieder 
auf die Beine helfen. (…) In der aktuellen Sozialstaatsdebatte behaupten Wirtschafts- 
lobby und konservativ-liberale Politiker, dass der  Sozialstaat  falsche Arbeitsanreize 
setze. Hohe Sozialleistungen (…) würden viele Menschen davon abhalten, zu arbei- 
ten. (…) Diese interessengeleitete Erzählung zeichnet ein Zerrbild der Wirklichkeit. 
(…) Die Sozialleistungsquote - der Anteil der Sozialausgaben am Sozialprodukt - 
stieg in den letzten 25 Jahren nur geringfügig. Sie ist heute sogar niedriger als im Jahr
2020. Darüber hinaus wuchsen die deutschen Sozialausgaben seit  2000  deutlich 
langsamer als in der überwiegenden Zahl der Industrieländer. Die gesamte Beitrags- 
last der Sozialversicherungen -  Arbeitnehmer- und Arbeitgeberbeiträge -  beläuft sich
heute auf  42,5 %  des Bruttoeinkommens. Dies entspricht dem  Niveau  der  2000er-
Jahre. (Dierk Hirschel,  a.a.O., S. 32, 33)
Angesichts der Fakten,  dass  von den abhängig Beschäftigten in Deutschland in den 
vergangenen Jahren  zig  Millionen  unbezahlte  Überstunden  geleistet wurden, mit 
immensen Kostenvorteilen für die Arbeitgeberseite/die 'Wirtschaft', dass Deutschland
weiterhin die drittstärkste Volkswirtschaft der Welt und die stärkste in Europa ist  und
der oben genannten Gegebenheiten im Hinblick auf  Vermögen/Einkommen/Steuern -
ist das vorstehend zitierte Statement des Bundeskanzlers schlicht nicht  nachvollzieh- 
bar! 

C) Zu   U m w e l t b e l a s t u n g e n  /  K l i m a ( u n ) g e r e c h t i g k e i t     -
'Chancel u.a.' 2023: „Die  obersten  zehn Prozent  der Personen sind für fast die Hälfe
der   g l o b a l e n   Kohlendioxid-Emissionen  ( CO 2 ) verantwortlich. Die  unteren
neunzig  Prozent  nur  geringfügig  höher  als  die  der  obersten  zehn  Prozent.“
Oxfam Deutschland, 2026 (9.6.2026): „Die  100  größten Unternehmen Europas sind
für  26  %  der weltweiten Treibhausgasemissionen verantwortlich. Unternehmen
schütten deutlich mehr   D i v i d e n d e n   an   Aktionär*innen  aus,  als sie in den
ökologischen  Wandel  investieren.“ (Stand: 2024)
Hans Böckler Stiftung/WSI 2026: 'Luxus  verursacht  Emissionen'  -  So viele Tonnen
CO 2  pro Kopf  gingen  2019  weltweit  auf das Konto der   oberen   0,1 %   (nach
Vermögen und Einkommen  gestaffelt)  =  425 TO   -   der  unteren  50 %  =  1,4 TO .

   Das alles sind unhaltbare Zustände! Diese dürfen nicht nur interpretiert - sie müssen
auch entscheidend verändert werden! Der  32.  Präsident der USA,  Franklin  Delano 
Roosevelt (*1882  -  + 1945 hatte seinerzeit dazu eine plakative und  unmissverständ-
liche Parole geäußert: „ Melkt  die  Reichen “  -  zum Wohl der Massen. Prof. Dr. 
Franz  Segbers  formuliert  es  überzeugend  so:
„Wer Armut bekämpfen will und wer die Klimakrise angehen will, der muss auch 
über Steuern sprechen.  Steuern sind kein Allheilmittel, aber ein kaum beachteter
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Hebel.  Ohne eine gerechte Steuerpolitik ist weder die soziale Krise noch die ökolo- 
gische Krise zu lösen.  Steuerpolitik braucht eine ethische Grundlage, die sie nicht 
selber schaffen kann, von der sie aber lebt.   Dazu braucht es eine  k u l t u r e l l e 
Wende.“

Abschließend verwies Prof. Segbers auf die Positionen des  Gerechtigkeitsphiloso- 
phen John Rawls und der Ökonomen Emmanuel Saez und Gabriel Zucman (hier wie-
dergegeben   in   Netzwerk Steuergerechtigkeit  -  5.6.2020 -  „Das Steuersystem von 
Saez und Zucman“: (…) „John Rawls (...) kommt zu dem Ergebnis:  Ungleichheit ist 
nur dann gerechtfertigt, wenn die Ärmsten davon profitieren.  Daraus folgern die 
Autoren  Saez  und  Zucman: Solange die Erhöhung des Steuersatzes der Reichen 
zusätzliche Einnahmen generiert, sollte der Steuersatz angehoben werden. So wird 
die Gesellschaft gerechter und demokratischer. Saez und Zucman haben empirisch 
berechnet, dass dieses Kriterium von  Rawls  erfüllt wird, wenn der  Grenzsteuersatz 
bei etwa  75  Prozent liegt. Dann werden also die größtmöglichen Einnahmen von 
den Reichen generiert. Dabei geht es aber nicht allein um die Einkommensteuer (...), 
sondern um die Summe aller Steuern in ihrer Gesamtwirkung.“  Saez und Zucman 
weiter: „Ein Steuersystem darf in einer Demokratie  nicht  dazu führen, dass die 
Reichen immer reicher werden und die Armen immer weiter abfallen.“

G e n e r e l l e s    S c h l u s s w o r t

„Öffentliche Güter beziehen ihre Legitimität und gesellschaftliche Anerkennung 
daraus, dass sie von allen finanziert, auch allen in gleichem Masse zugänglich sind. 
Sie sind die politische Konkretisierung sozialer Rechte, wie des Rechts auf soziale 
Sicherheit, Gesundheit, Bildung, Wohnung und Arbeit.

Öffentliche Güter und Dienstleistungen sind Ausdruck institutioneller Solidarität.

Steuern müssen die Erfüllung der Staatsaufgaben ermöglichen.“

(Aus:  Ökumenischer Rat der Kirchen in Österreich  2003)
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